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BETREFF  Änderung des Anwendungserlasses zur Abgabenordnung (AEAO) 
   

   BEZUG  TOP 9 der Sitzung AO II/2014 
   GZ  IV A 3 - S 0062/14/10005 

DOK  2014/0564098 

  
 (bei Antwort bitte GZ und DOK angeben) 

Unter Bezugnahme auf das Ergebnis der Erörterung mit den obersten Finanzbehörden der 
Länder wird der Anwendungserlass zur Abgabenordnung vom 31. Januar 2014 (BStBl I 
S. 290) mit sofortiger Wirkung wie folgt geändert: 

1. Die Nummern 2 bis 5 des AEAO zu § 15 werden wie folgt gefasst: 

 „2. § 15 Abs. 1 Nr. 1 AO (Verlobte) setzt ein wirksames Eheversprechen bzw. ein 
wirksames Versprechen, eine Lebenspartnerschaft einzugehen, voraus. 

 3. Zu den Geschwistern i. S. d. § 15 Abs. 1 Nr. 4 AO gehören auch die Halb-
geschwister. Das sind die Geschwister, die einen Elternteil gemeinsam haben; 
darunter fallen jedoch nicht die mit in eine Ehe oder Lebenspartnerschaft ge-
brachten Kinder, die keinen Elternteil gemeinsam haben. 

 4. Das Angehörigenverhältnis i. S. d. § 15 Abs. 1 Nr. 5 AO besteht lediglich zu den 
Kindern der Geschwister (Neffen oder Nichten), nicht jedoch zwischen den 
Kindern der Geschwister untereinander (z. B. Vettern oder Cousinen). 
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zueinander keine Angehörigen i. S. d. § 15 Abs. 1 Nr. 6 AO. Dasselbe gilt für 
Geschwister der Ehegatten bzw. Lebenspartner.“ 

2. Nummer 1 des AEAO zu § 19 wird wie folgt gefasst: 

 „1. Bei verheirateten, nicht dauernd getrennt lebenden Steuerpflichtigen ist bei mehr-
fachem Wohnsitz im Inland das Finanzamt des Aufenthalts der Familie für die 
Besteuerung nach dem Einkommen und Vermögen zuständig; Gleiches gilt für 
Lebenspartner. Insoweit sind für die Bestimmung der örtlichen Zuständigkeit die 
Kinder in die Betrachtung einzubeziehen.“ 

3. In Nummer 5 des AEAO zu § 30 wird die Angabe „- § 5 Abs. 2, § 10 Steuer-
beratungsgesetz;“ durch die Angabe „- § 5 Abs. 2, §§ 10, 10a Steuerberatungsgesetz;“ 
ersetzt  

4. Der erste Spiegelstrich der Nummer 7 des AEAO zu § 58 wird wie folgt gefasst: 

 „- Ehegatten und Lebenspartner,“ 

5. In der Nummer 19 des AEAO zu § 64 werden die Worte „Abs. 3 kein Zweckbetrieb 
sind“ durch die Worte „nach § 67a Abs. 3 AO kein Zweckbetrieb sind“ ersetzt. 

6. Im zweiten Absatz der Nr. 7 des AEAO zu § 68 werden die Worte „i. S. d. Nr. 5“ durch 
die Worte „i. S. d. Nr. 5 des AEAO zu § 68“ ersetzt. 

7. Der AEAO zu § 87a wird wie folgt gefasst:  

 „AEAO zu § 87a - Elektronische Kommunikation: 

 1. Zugangseröffnung 

  Die Übermittlung elektronischer Dokumente an die Finanzbehörden und an die 
Steuerpflichtigen ist zulässig, soweit der Empfänger hierfür einen Zugang eröffnet 
(§ 87a Abs. 1 Satz 1 AO). Die Zugangseröffnung kann durch ausdrückliche Er-
klärung oder konkludent sowie generell oder nur für bestimmte Fälle erfolgen. Vor-
behaltlich einer ausdrücklichen gesetzlichen Anordnung besteht weder für die 
Steuerpflichtigen noch für die Finanzbehörden ein Zwang zur Übermittlung elek-
tronischer Dokumente. Wegen der elektronischen Übermittlung von Steuererklä-
rungsdaten Hinweis auf § 150 Abs. 1 Satz 2 AO und die StDÜV. 

  Bei natürlichen oder juristischen Personen, die eine gewerbliche oder berufliche 
Tätigkeit selbständig ausüben und die auf einem im Verkehr mit der Finanzbehörde 
verwendeten Briefkopf, in einer Steuererklärung oder in einem Antrag an die 
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behörde gewandt haben, kann i. d. R. davon ausgegangen werden, dass sie damit 
konkludent ihre Bereitschaft zur Entgegennahme elektronischer Dokumente erklärt 
haben. Bei Steuerpflichtigen, die keine gewerbliche oder berufliche Tätigkeit 
selbständig ausüben (z. B. Arbeitnehmer, Rentner), ist dagegen derzeit nur bei 
Vorliegen einer ausdrücklichen, aber nicht formgebundenen Einverständnis-
erklärung von einer Zugangseröffnung i. S. d. § 87a Abs. 1 Satz 1 AO auszugehen.  

 2. Zugang elektronischer Dokumente 

  Ein elektronisches Dokument ist zugegangen, sobald die für den Empfang be-
stimmte Einrichtung es in für den Empfänger bearbeitbarer Weise aufgezeichnet hat 
(§ 87a Abs. 1 Satz 2 AO). Ob und wann der Empfänger das bearbeitbare Dokument 
tatsächlich zur Kenntnis nimmt, ist für den Zeitpunkt des Zugangs unbeachtlich. 
Zur widerlegbaren Vermutung des Tags des Zugangs elektronischer Verwaltungs-
akte vgl. § 122 Abs. 2a AO und § 123 Sätze 2 und 3 AO. Ein für den Empfänger 
nicht bearbeitbares Dokument ist nicht i. S. d. § 87a Abs. 1 Satz 2 AO zugegangen 
und löst somit noch keine Rechtsfolgen (z. B. die Wahrung einer Antrags- oder 
Rechtsbehelfsfrist oder das Wirksamwerden eines Verwaltungsakts) aus. Zum 
Verfahren nach Übermittlung eines nicht bearbeitbaren elektronischen Dokuments 
vgl. § 87a Abs. 2 AO. 

 3. Elektronisch signierte Dokumente 

  Soweit durch Gesetz die Schriftform vorgeschrieben ist, kann dieser Form grund-
sätzlich auch durch Übermittlung in elektronischer Form entsprochen werden. 
Hierbei muss das Dokument mit einer qualifizierten elektronischen Signatur i. S. d. 
§ 2 Nr. 3 des Signaturgesetzes (BStBl 2001 I S. 351) versehen sein (§ 87a Abs. 3 
und 4 AO).  

  § 87a Abs. 3 AO gilt auch, wenn eine eigenhändige Unterschrift gesetzlich vorge-
schrieben ist. In diesem Fall ist das Dokument von derjenigen Person elektronisch 
zu signieren, die zur eigenhändigen Unterschrift verpflichtet ist, bzw. in den Fällen 
des § 150 Abs. 3 AO von der bevollmächtigten Person.  

  Elektronische Dokumente, die mit einem Wahlnamen signiert worden sind, dem die 
Funktion des bürgerlichen Namens zukommt, sind von den Finanzbehörden nicht 
unter Berufung auf § 87a Abs. 3 Satz 3 AO zurückzuweisen. 

  Kein Fall des § 87a Abs. 3 und 4 AO liegt vor, wenn das Gesetz neben der Schrift-
form auch die elektronische Übermittlung zulässt (z. B. durch die Formulierung 
„schriftlich oder elektronisch“) oder zur elektronischen Übermittlung verpflichtet.“ 
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 a) Nach Nummer 1.1.4 wird folgende neue Nummer 1.1.5 eingefügt: 

  „1.1.5 Lebenspartner 

  Die nachfolgenden Grundsätze über die Bekanntgabe von Steuer-
verwaltungsakten an Ehegatten und Ehegatten mit ihren Kindern gelten 
gleichermaßen für die Bekanntgabe von Steuerverwaltungsakten an 
Lebenspartner und Lebenspartner mit ihren Kindern.“ 

 b) Die ersten zwei Absätze der Nummer 1.7.2 werden durch folgende Absätze ersetzt: 

  „Es liegt im Ermessen des Finanzamts, ob es einen Steuerbescheid an den 
Steuerpflichtigen selbst oder an dessen Bevollmächtigten bekannt gibt 
(§ 122 Abs. 1 Satz 3 AO). Zur Ausübung des Ermessens gilt Folgendes: 

  Hat der Steuerpflichtige dem Finanzamt ausdrücklich mitgeteilt, dass er 
seinen Vertreter auch zur Entgegennahme von Steuerbescheiden ermäch-
tigt, sind diese grundsätzlich dem Bevollmächtigten bekannt zu geben 
(BFH-Urteil vom 05.10.2000, VII R 96/99, BStBl 2001 II S. 86). Dies gilt 
auch, wenn der Steuerpflichtige dem Finanzamt eine Vollmacht vorgelegt 
hat, nach der der Bevollmächtigte berechtigt ist, für den Steuerpflichtigen 
„rechtsverbindliche Erklärungen“ entgegen zu nehmen (BFH-Urteil vom 
23.11.1999, VII R 38/99, BStBl 2001 II S. 463).  

  Nur wenn im Einzelfall besondere Gründe gegen die Bekanntgabe des 
Steuerbescheids an den Bevollmächtigten sprechen, kann der Steuer-
bescheid unmittelbar dem Steuerpflichtigen bekannt gegeben werden. 
Derartige Gründe können auch technischer Natur sein. Der Steuerbescheid 
ist auch nach Vorlage einer Empfangsvollmacht dem Steuerpflichtigen 
bekannt zu geben, soweit der Bevollmächtigte wegen unbefugter Hilfe-
leistung in Steuersachen nach § 80 Abs. 5 AO zurückgewiesen wurde oder 
wenn ihm die Hilfeleistung in Steuersachen nach § 7 StBerG untersagt 
wurde. In Fällen einer förmlichen Zustellung ist aber nach Vorlage einer 
schriftlichen Vollmacht stets dem Bevollmächtigten zuzustellen (vgl. 
AEAO zu § 122, Nr. 3.3.1).“ 

 c) Die Nummer 2.13 wird wie folgt gefasst: 
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  2.13.1 Der Testamentsvollstrecker ist nicht Vertreter der Erben, sondern Träger 
eines durch letztwillige Verfügung des Erblassers begründeten privaten 
Amts, dessen Inhalt durch die letztwillige Verfügung bestimmt wird 
(§§ 2197 ff. BGB; BFH-Urteil vom 11.6.2013, II R 10/11, BStBl II 
S. 924). Soweit die Verwaltungsbefugnis des Testamentsvollstreckers 
reicht, ist dem Erben die Verfügungsbefugnis entzogen (§ 2211 BGB). Der 
Testamentsvollstrecker kann den Erben nicht persönlich verpflichten und 
hat auch nicht dessen persönliche Pflichten gegenüber den Finanzbehörden 
zu erfüllen (BFH-Urteil vom 16.4.1980, VII R 81/79, BStBl II S. 605). 

  2.13.1.1 Hat der Erblasser selbst noch den Steuertatbestand verwirklicht, ist aber 
gegen ihn kein Steuerbescheid mehr ergangen, so ist der Steuerbescheid an 
den Erben als Inhaltsadressaten zu richten und diesem bekannt zu geben 
(vgl. Beispiele in Nr. 2.12.4 des AEAO zu § 122; BFH-Urteile vom 
15.2.1978, I R 36/77, BStBl II S. 491, und vom 8.3.1979, IV R 75/76, 
BStBl II S. 501), es sei denn, der Testamentsvollstrecker ist zugleich 
Empfangsbevollmächtigter des Erben (§ 122 Abs. 1 Satz 3 AO). Ist der 
Testamentsvollstrecker im Rahmen seiner Verwaltung des gesamten 
Nachlassvermögens nach § 2213 Abs. 1 BGB zur Erfüllung von Nach-
lassverbindlichkeiten verpflichtet und soll er zur Erfüllung der Steuer-
schuld aus dem von ihm verwalteten Nachlass herangezogen werden, kann 
der Steuerbescheid - auch - an ihn gerichtet werden (BFH-Urteil vom 
30.9.1987, II R 42/84, BStBl 1988 II S. 120). Geschieht dies nicht, ist er 
durch Übersendung einer Ausfertigung des dem Erben oder dem Nachlass-
pfleger bekannt gegebenen Steuerbescheids in Kenntnis zu setzen. Ggf. ist 
er durch Duldungsbescheid (§ 191 Abs. 1 AO) in Anspruch zu nehmen. 
Seine persönliche Haftung nach § 69 i. V. m. § 34 Abs. 3 AO bleibt davon 
unberührt. 

  2.13.1.2 Betrifft die Steuerpflicht Tatbestände nach dem Erbfall, so ist der Erbe 
Steuerschuldner auch für Steuertatbestände, die das Nachlassvermögen 
betreffen. Steuerbescheide über Einkünfte, die dem Erben aus dem 
Nachlassvermögen zufließen, sind dem Erben als Inhaltsadressaten und 
nicht dem Testamentsvollstrecker bekannt zu geben (BFH-Urteil vom 
7.10.1970, I R 145/68, BStBl 1971 II S. 119; BFH-Beschluss vom 
29.11.1995, X B 328/94, BStBl 1996 II S. 322). Dies gilt auch, wenn der 
Testamentsvollstrecker ein Unternehmen im eigenen Namen weiterführt 
(BFH-Urteil vom 16.2.1977, I R 53/74, BStBl II S. 481, für GewSt-Mess-
bescheide). Steht dem Testamentsvollstrecker nach § 2213 Abs. 1 BGB die 
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Nr. 2.13.1.1 des AEAO zu § 122 entsprechend anzuwenden. 

  2.13.2 Sind der oder die Erben (noch) unbekannt, so ist der Steuerbescheid, 
gleichgültig ob der Steuertatbestand vom Erblasser selbst noch verwirk-
licht worden ist oder erst nach Eintritt des Erbfalls, einem zu bestellenden 
Nachlasspfleger bekannt zu geben. Die Vertretungsbefugnis des Nach-
lasspflegers endet auch dann erst mit Aufhebung der Nachlasspflegschaft 
durch das Nachlassgericht, wenn die Erben zwischenzeitlich bekannt 
wurden (BFH-Urteil vom 30.3.1982, VIII R 227/80, BStBl II S. 687). 

   Der Nachlasspfleger ist gesetzlicher Vertreter des Erben, falls dieser noch 
unbekannt ist oder die Annahme der Erbschaft noch ungewiss ist. Er wird 
von Amts wegen oder auf Antrag eines Nachlassgläubigers vom Nachlass-
gericht bestellt (siehe §§ 1960, 1961 BGB, § 81 AO). Nr. 2.2 des AEAO 
zu § 122 ist entsprechend anzuwenden. Der Testamentsvollstrecker ist 
nicht bereits kraft Amtes Vertreter des unbekannten Erben, kann aber zum 
Nachlasspfleger bestellt werden.  

  2.13.3 Nachlassverwaltung ist die Nachlasspflegschaft zum Zwecke der Befrie-
digung der Nachlassgläubiger (§ 1975 BGB). Die Stellung des Nachlass-
verwalters ist derjenigen des Testamentsvollstreckers vergleichbar. Die 
Ausführungen in Nr. 2.13.1.1 und Nr. 2.13.1.2 des AEAO zu § 122 gelten 
daher entsprechend (vgl. BFH-Urteil vom 5.6.1991, XI R 26/89, BStBl II 
S. 820). 

  2.13.4 Erbschaftsteuerbescheide 

  2.13.4.1 Ein Erbschaftsteuerbescheid ist nach § 32 Abs. 1 ErbStG dem Testa-
mentsvollstrecker mit Wirkung für und gegen die Erben bekannt zu 
geben, wenn er nach § 31 Abs. 5 ErbStG zur Abgabe der Erbschaftsteuer-
erklärung verpflichtet war. Dies ist nur dann der Fall, wenn sich die 
Testamentsvollstreckung auf den Gegenstand des Erwerbs oder im Fall 
eines Vermächtnisses auch auf die anschließende Verwaltung des ver-
machten Gegenstandes, insbesondere im Rahmen einer Dauervoll-
streckung (§§ 2209, 2210 BGB), bezieht und das Finanzamt die Abgabe 
der Erbschaftsteuererklärung vom Testamentsvollstrecker verlangt hat 
(vgl. BFH-Urteil vom 11.6.2013, II R 10/11, BStBl II S. 924). Soweit nach 
diesen Grundsätzen der Erbschaftsteuerbescheid dem Testamentsvoll-
strecker bekannt zu geben ist, gilt dies auch dann, wenn der Testaments-
vollstrecker zur Abgabe der Erbschaftsteuererklärung aufgefordert worden 
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rungsgrundlagen geschätzt wurden. 

   Ein Erbschaftsteuerbescheid, mit dem lediglich Erbschaftsteuer aufgrund 
des Erwerbs eines schuldrechtlichen Anspruchs erbrechtlicher Natur (z. B. 
Pflichtteilsrecht, Erbersatzanspruch) und/oder aufgrund Erwerbs infolge 
eines Vertrages des Erblassers zugunsten des Erwerbers auf den Todesfall 
festgesetzt wird, kann dem Testamentsvollstrecker nicht mit Wirkung für 
und gegen den Steuerschuldner bekannt gegeben werden (BFH-Urteile 
vom 14.11.1990, II R 255/85, BStBl 1991 II S. 49, und II R 58/86, BStBl 
1991 II S. 52). 

   Ist der Erbschaftsteuerbescheid nach den vorgenannten Grundsätzen dem 
Testamentsvollstrecker bekannt zu geben, muss der Bescheid mit hin-
reichender Bestimmtheit erkennen lassen, dass er sich - ungeachtet der 
Verpflichtung des Testamentsvollstreckers, für die Zahlung der Steuer zu 
sorgen (§ 32 Abs. 1 Satz 2 ErbStG) - an den Erben als Steuerschuldner 
richtet (BFH-Urteil vom 10.7.1991, VIII R 16/90, BFH/NV 1992 S. 223).  

   Beispiel:  

     Anschriftenfeld 

     Name und Anschrift des Testamentsvollstreckers 

     Bescheidkopf 

     Erbschaftsteuerbescheid über den Erwerb des .......  

     (Name des Erben/Miterben)  

     aufgrund des Ablebens von .... 

     Erläuterungen 

   Der Bescheid wird Ihnen nach § 32 Abs. 1 Satz 1 ErbStG mit 
Wirkung für und gegen den oben bezeichneten Erben bekannt 
gegeben. Dieser ist Steuerschuldner. 

  2.13.4.2 Die Ausführungen in Nr. 2.13.4.1 des AEAO zu § 122 gelten entsprechend 
für Fälle der Nachlasspflegschaft und der Nachlassverwaltung (§ 31 
Abs. 6, § 32 Abs. 2 ErbStG).  
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strecker, den Nachlasspfleger oder den Nachlassverwalter setzt auch die 
Einspruchsfrist für die Anfechtung durch den Erben in Lauf. Dem Erben 
ist bei verspäteter Unterrichtung durch den Testamentsvollstrecker oder 
den Nachlassverwalter Wiedereinsetzung in den vorigen Stand zu gewäh-
ren, wenn die Jahresfrist gem. § 110 Abs. 3 AO noch nicht abgelaufen ist. 
Dem Erben ist ein etwaiges Verschulden des Testamentsvollstreckers oder 
des Nachlassverwalters nicht zuzurechnen, da  diese keine Vertreter i. S. d. 
§ 110 Abs. 1 Satz 2 AO sind (vgl. BFH-Urteil vom 14.11.1990, II R 58/86, 
BStBl 1991 II S. 52). Dagegen ist ein Nachlasspfleger gesetzlicher Ver-
treter des unbekannten Erben (vgl. AEAO zu § 122, Nr. 2.13.2) mit der 
Folge, dass sein Verschulden dem Erben zuzurechnen ist.“ 

 d) In der Nummer 2.12.5 werden die Wörter „vgl. AEAO zu § 122, Nr. 2.13.1.3.“ 
durch die Wörter „vgl. AEAO zu § 122, Nr. 2.13.2“ ersetzt. 

9. Der AEAO zu § 129 wird wie folgt geändert: 

 a) Nummer 2 wird wie folgt gefasst: 

  „2. Keine offenbaren Unrichtigkeiten i. S. v. § 129 AO sind Fehler bei der 
Auslegung oder (Nicht-) Anwendung einer Rechtsnorm, eine unrichtige 
Tatsachenwürdigung, die unzutreffende Annahme eines in Wirklichkeit 
nicht vorliegenden Sachverhalts sowie Fehler, die auf mangelnder Sach-
aufklärung beruhen. Eine Berichtigung nach § 129 AO ist bereits dann 
ausgeschlossen, wenn auch nur die ernsthafte und nicht nur theoretische 
Möglichkeit besteht, dass ein derartiger Fehler vorliegt.“ 

 b) Nummer 4 wird wie folgt gefasst: 

  „4. Die offenbare Unrichtigkeit muss beim Erlass des Verwaltungsakts unter-
laufen sein. Daher können nur Fehler berichtigt werden, die der Finanz-
behörde unterlaufen sind. Eine offenbare Unrichtigkeit kann aber auch 
dann vorliegen, wenn das Finanzamt eine in der Steuererklärung oder 
dieser beigefügten Anlagen enthaltene offenbare, d. h. für das Finanzamt 
erkennbare Unrichtigkeit als eigene übernimmt. Dies gilt auch dann, wenn 
zur Berichtigung des offenbaren Fehlers noch Sachverhaltsermittlungen 
durch die Finanzbehörde zur Höhe des zu berücksichtigenden Betrags 
erforderlich sind (vgl. BFH-Urteil vom 27.8.2013, VIII R 9/11, BStBl 
2014 II S. 439, zu Umsatzsteuerzahlungen, die in einer Gewinnermittlung 
nach § 4 Abs. 3 EStG nicht als Betriebsausgaben berücksichtigt wurden). 
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(insbesondere Schreib- oder Rechenfehler) unterlaufen und hat er dem-
zufolge dem Finanzamt bestimmte Tatsachen nicht oder mit einem un-
zutreffenden Wert mitgeteilt, kann der Steuerbescheid nicht nach § 129 
AO berichtigt werden, da das Finanzamt den Fehler nicht erkennen und 
diesen sich somit auch nicht zu eigen machen konnte. Allerdings kommt 
bei steuerermäßigenden Tatsachen eine Änderung nach § 173 Abs. 1 Nr. 2 
AO in Betracht, wenn den Steuerpflichtigen kein grobes Verschulden am 
nachträglichen Bekanntwerden der zutreffenden Tatsachen trifft (vgl. 
AEAO zu § 173, Nr. 5) und diese Tatsachen auch bei Erlass des ursprüng-
lichen Steuerbescheids rechtserheblich waren (vgl. AEAO zu § 173, 
Nr. 3). Dafür, dass die ursprüngliche Nichterklärung auf einem mecha-
nischen Versehen beruht, trägt der Steuerpflichtige die Beweislast (vgl. 
AEAO zu § 173, Nr. 5.1 und 5.1.3). Die Form der Steuererklärung ist 
hierbei unerheblich (vgl. AEAO zu § 173, Nr. 5.6).“ 

10. Der zweite Absatz der Nummer 1 des AEAO zu § 138 wird wie folgt gefasst: 

 „Die Meldefrist beträgt einen Monat. Gewerbetreibende, die nach § 14 der GewO 
gegenüber der zuständigen Behörde (Ordnungs- bzw. Gewerbeamt) anzeigepflichtig 
sind, genügen mit dieser Anzeige gleichzeitig ihrer steuerlichen Anzeigepflicht nach 
§ 138 Abs. 1 AO. Die Anzeige ist auf dem Vordruck zu erstatten, der durch die 
Anlagen 1, 2 und 3 zu § 14 Abs. 4 i. V. m. § 158 der GewO bestimmt worden ist. Ein 
Durchschlag ist zur Weiterleitung an das zuständige Finanzamt vorgesehen. Steuer-
pflichtige, die nicht unter die Anzeigepflicht nach der GewO fallen, können die 
Anzeige formlos erstatten. Sie können sich auch des Vordrucks gem. der GewO 
bedienen.“ 

11. Die Nummer 4 des AEAO zu § 141 wird wie folgt gefasst:  

 „4. Die Finanzbehörde hat den Steuerpflichtigen auf den Beginn der Buchführungs-
pflicht hinzuweisen. Diese Mitteilung soll dem Steuerpflichtigen mindestens einen 
Monat vor Beginn des Wirtschaftsjahres bekannt gegeben werden, von dessen 
Beginn ab die Buchführungspflicht zu erfüllen ist. Zur Bekanntgabe der Mitteilung 
über den Beginn der Buchführungspflicht bei ungeklärter Unternehmereigenschaft 
der Ehegatten/Lebenspartner als Miteigentümer der Nutzflächen eines landwirt-
schaftlichen Betriebs Hinweis auf BFH-Urteile vom 23.1.1986, IV R 108/85, BStBl 
II S. 539, und vom 26.11.1987, IV R 22/86, BStBl 1988 II S. 238. Werden die 
Buchführungsgrenzen nicht mehr überschritten, so wird der Wegfall der Buch-
führungspflicht dann nicht wirksam, wenn die Finanzbehörde vor dem Erlöschen 
der Verpflichtung wiederum das Bestehen der Buchführungspflicht feststellt. Beim 
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Befreiung von der Buchführungspflicht bewilligt werden, wenn nicht zu erwarten 
ist, dass die Grenze auch später überschritten wird. Bei der Prüfung, ob die in § 141 
Abs. 1 Nr. 4 und 5 AO aufgeführten Buchführungsgrenzen überschritten werden, 
sind erhöhte Absetzungen für Abnutzung sowie Sonderabschreibungen unberück-
sichtigt zu lassen (§ 7a Abs. 6 EStG). Erhöhte Absetzungen für Abnutzung sind nur 
insoweit dem Gewinn zuzurechnen, als diese die Absetzungsbeträge nach § 7 
Abs. 1 oder 4 EStG übersteigen (§ 7a Abs. 3 EStG).“ 

12. Der Nummer 3 des AEAO zu § 170 wird folgender neuer Absatz angefügt: 

 „Die Nichtveranlagungs-Bescheinigung nach § 44a Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 EStG hat keine 
Auswirkungen auf die Anlaufhemmung nach § 170 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 AO (vgl. BFH-
Beschluss vom 15.5.2013, VI R 33/12, BStBl 2014 II S. 238).“ 

13. Die Nummer 4 des AEAO zu § 193 wird wie folgt gefasst:  

 „4. Eine Außenprüfung nach § 193 Abs. 1 AO ist zulässig zur Klärung der Frage, ob 
der Steuerpflichtige tatsächlich einen Gewerbebetrieb unterhält, wenn konkrete 
Anhaltspunkte für eine Steuerpflicht bestehen, d.h. es darf nicht ausgeschlossen 
sein, dass eine gewerbliche Tätigkeit vorliegt (BFH-Urteile vom 23.10.1990, VIII R 
45/88, BStBl 1991 II S. 278, und vom 11.8.1994, IV R 126/91, BStBl II S. 936). 
Eine Außenprüfung ist solange zulässig, als noch Ansprüche aus dem Steuerschuld-
verhältnis bestehen (z. B. handelsrechtlich voll beendigte KG: BFH-Urteil vom 
1.10.1992, IV R 60/91, BStBl 1993 II S. 82; voll beendigte GbR: BFH-Urteil vom 
1.3.1994, VIII R 35/92, BStBl 1995 II S. 241). Zur Begründung der Anordnung 
einer Außenprüfung nach § 193 Abs. 1 AO genügt der Hinweis auf diese Rechts-
grundlage. Eine Außenprüfung nach § 193 Abs. 1 AO ist bei Steuerpflichtigen 
i. S. d. § 147a AO für das Jahr, in dem die in § 147a Satz 1 AO bestimmte Grenze 
von 500.000 € überschritten ist und für die fünf darauf folgenden Jahre der Auf-
bewahrungspflicht zulässig. Hat nur ein Ehegatte bzw. Lebenspartner die Grenze 
von 500.000 € überschritten, ist nur bei diesem eine Außenprüfung nach § 193 
Abs. 1 AO zulässig. Beim anderen Ehegatten bzw. Lebenspartner kann ggf. eine 
Außenprüfung auf § 193 Abs. 2 Nr. 2 AO gestützt werden.“ 

14. Der AEAO zu § 197 wird wie folgt geändert: 

 a) In der Inhaltsübersicht wird die Nummer 3 wie folgt gefasst: 
„3. Bekanntgabe von Prüfungsanordnungen an Ehegatten bzw. Lebenspartner“ 

 b) Die Nummer 3 wird wie folgt gefasst: 



 
Seite 11     „3. Bekanntgabe von Prüfungsanordnungen an Ehegatten bzw. 

Lebenspartner 

     Prüfungsanordnungen gegen beide Ehegatten bzw. Lebenspartner können ggf. 
in einer Verfügung zusammengefasst werden. Auf die Regelung des AEAO zu 
§ 122, Nr. 2.1 wird verwiesen. In einem Zusatz muss dann jedoch erläutert 
werden, für welche Steuerarten bei welchem Prüfungssubjekt die Außen-
prüfung vorgesehen ist. 

     Aus Gründen der Klarheit und Übersichtlichkeit sollten getrennte Prüfungs-
anordnungen an Ehegatten bzw. Lebenspartner bevorzugt werden. Generell 
müssen die Prüfungen getrennt angeordnet werden, wenn beide Ehegatten bzw. 
Lebenspartner unternehmerisch (jedoch nicht gemeinschaftlich) tätig sind.“ 

15. Der AEAO zu § 233a wird wie folgt geändert: 

 a) Der Nummer 2 wird folgender neuer Absatz angefügt: 

„§ 233a AO ist bei Wegzug in einen Mitgliedstaat der EU bzw. des EWR im Lichte 
der Niederlassungsfreiheit nach Art. 49 AEUV europarechtskonform auszulegen. 
Hiernach ist die Wegzugsteuer nach § 6 Abs. 1 AStG bzw. die Steuer auf Ent-
strickungsgewinne bei Wegzug nach § 27 Abs. 3 Nr. 3 Satz 2 UmwStG 2006, § 21 
Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 UmwStG 1995 nicht der Vollverzinsung zu unterwerfen, soweit 
die Steuer nach § 6 Abs. 5 AStG zinslos zu stunden ist.“ 

 b) Der Satz 2 der Nummer 42 Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

 „Gleiches gilt, wenn ein bereits bei der vorangegangenen Steuerfestsetzung berück-
sichtigter Verlustrücktrag bzw. ein bereits bei der vorangegangenen Steuerfestset-
zung berücksichtigtes rückwirkendes Ereignis unmittelbar Änderungen erfährt und 
der Steuerbescheid deshalb geändert wird.“ 

 c) In der Nummer 70.1.2 wird das Klammerzitat „(fiktive Erstattungszinsen)“ durch 
das Klammerzitat „(fiktive Erstattungszinsen; vgl. BFH-Urteil vom 7.11.2013, X R 
22/11, BFH/NV 2014 S.817, und BFH-Urteil vom 7.11.2013, X R 23/11, BFH/NV 
2014 S. 660)“ ersetzt. 

16. In Absatz 1 der Nummer 1.2 des AEAO zu § 235 werden die Worte „oder § 370a“ und 
„, § 370a“ gestrichen. 

17. Die Nummer 3 des AEAO zu § 350 wird wie folgt gefasst: 
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folgenden Fällen: 

a)   Mit dem Einspruch wird eine Steuervergütung begehrt (z. B. die Festsetzung 
einer negativen Umsatzsteuer). 

b)   Durch den Einspruch soll die Anwendung des § 10d Abs. 4 Satz 5 EStG i. d. F. 
des JStG 2010 (vom Steuerbescheid abweichende Berücksichtigung von Be-
steuerungsgrundlagen bei der Feststellung des verbleibenden Verlustvortrags) 
ermöglicht werden. 

c)   Es wird eine Steuerbefreiung nach § 5 Abs. 1 Nr. 9 KStG (BFH-Urteil vom 
13.7.1994, I R 5/93, BStBl 1995 II S. 134) begehrt. 

d)  Die der Steuerfestsetzung zugrunde liegenden Besteuerungsgrundlagen sind für 
ein anderes steuerliches oder außersteuerliches Verfahren bindend (vgl. BFH-
Urteil vom 20.12.1994, IX R 80/92, BStBl 1995 II S. 537). Eine derartige 
Bindungswirkung besteht beispielsweise für das BAföG-Verfahren oder einen 
Beihilfeanspruch nach der BBhV oder vergleichbaren landesrechtlichen 
Regelungen hinsichtlich der Einkünfte (vgl. BFH-Urteile vom 20.12.1994, 
IX R 124/92, BStBl 1995 II S. 628, und vom 19.2.2013, IX R 31/11, BFH/NV 
S. 1075), nicht aber hinsichtlich der außergewöhnlichen Belastungen (BFH-
Urteil vom 29.5.1996, III R 49/93, BStBl II S. 654) und auch nicht für das 
Wohngeldverfahren nach dem WoGG (BFH-Urteil vom 24.1.1975, VI R 
148/72, BStBl II S. 382).“ 

18. Der AEAO zu § 357 wird wie folgt gefasst: 

 „AEAO zu § 357 - Einlegung des Einspruchs: 

 1. Der Einspruch ist schriftlich oder elektronisch einzureichen oder zur Nieder-
schrift zu erklären. Ein elektronisch erhobener Einspruch bedarf keiner qualifi-
zierten elektronischen Signatur nach dem Signaturgesetz (vgl. AEAO zu § 87a, 
Nr. 3). Ein Einspruch kann auch durch Telefax eingelegt werden (vgl. BFH-
Beschluss vom 26.3.1991, VIII B 83/90, BStBl II S. 463 zur Klageerhebung).  

 2. Nach § 357 Abs. 2 Satz 4 AO genügt die Einlegung des Einspruchs bei einer 
unzuständigen Behörde, sofern der Einspruch innerhalb der Einspruchsfrist einer 
der Behörden übermittelt wird, bei der er nach § 357 Abs. 2 Sätze 1 bis 3 AO 
angebracht werden kann; der Steuerpflichtige trägt jedoch das Risiko der recht-
zeitigen Übermittlung. Kann eine Behörde leicht und einwandfrei erkennen, dass 
sie für einen bei ihr eingegangenen Einspruch nicht und welche Finanzbehörde 
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behörde weiterzuleiten. Geschieht dies nicht und wird dadurch die Einspruchs-
frist versäumt, kommt Wiedereinsetzung in den vorigen Stand (§ 110 AO) in 
Betracht (BVerfG-Beschluss vom 2.9.2002, 1 BvR 476/01, BStBl II S. 835). 

 3. Wird ein Einspruch bei einem Wechsel der örtlichen Zuständigkeit nach Erlass 
eines Verwaltungsakts entgegen § 357 Abs. 2 Satz 1 AO bereits bei der nach 
§ 367 Abs. 1 Satz 2 AO zur Entscheidung berufenen anderen Finanzbehörde 
eingelegt, gilt auch in diesem Fall § 357 Abs. 2 Satz 4 AO. Der Einspruch muss 
der alten Behörde innerhalb der Einspruchsfrist übermittelt werden, damit diese 
die Anwendung des § 26 Satz 2 AO prüfen kann; wird der Einspruch nicht recht-
zeitig übermittelt, können die Voraussetzungen des § 110 AO gegeben sein. 

 4.  Wird gegen einen Bescheid, der mehrere Verwaltungsakte enthält, Einspruch 
eingelegt, ist ggf. durch Auslegung zu ermitteln, gegen welchen Verwaltungsakt 
sich der Einspruch richtet. Hierbei ist von Bedeutung, welches materiell-recht-
liche Begehren der Einspruchsführer mit seinem Rechtsbehelf verfolgt. Wird 
z. B. gegen einen Bescheid über Einkommensteuer, Solidaritätszuschlag und 
Kirchensteuer Einspruch eingelegt und erhebt der Einspruchsführer nur Ein-
wendungen gegen die Rechtmäßigkeit der Festsetzung des Solidaritätszuschlags, 
werden damit nicht zugleich auch die Festsetzungen der Einkommensteuer und 
der Kirchensteuer angefochten (BFH-Urteil vom 19.8.2013, X R 44/11, BStBl 
2014 II S. 234).“ 
 

Dieses Schreiben wird im Bundessteuerblatt Teil I veröffentlicht. 
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